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			Schweigemarsch für Nisman

			Staatsanwälte organisieren Veranstaltung für toten Kollegen
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			Die Staatsanwälte wollen den Fall Nisman auf die Straße bringen. (Foto: AP)

			Buenos Aires (AT/mc) – Mit einem Schweigemarsch wollen die hiesigen Staatsanwälte am kommenden Mittwoch an ihren unter mysteriösen Umständen ums Leben gekommenen Kollegen Alberto Nisman erinnern. Für die Demonstration, die um 18 Uhr beginnt und von der Plaza Congreso zur Plaza de Mayo ziehen wird, haben sich führende politische Gegner der Nationalregierung angekündigt. Die Staatsanwälte hatten auf Plakaten ausdrücklich das „gesamte argentinische Volk“ eingeladen mitzumachen.

			Buenos Aires-Bürgermeister Mauricio Macri erklärte in der TV-Sendung von Mirtha Legrand, dass er als Privatperson an der Veranstaltung teilnehmen wolle und auf parteipolitische Symbolik verzichten werde. 

			Sergio Massa, der Chef der oppositionellen Erneuerungsfront, begründete seine Teilnahmeabsicht mit den Worten: „Es ist sehr wichtig, dass wir auf die Straße gehen und sagen, dass wir die Straflosigkeit nicht weiter hinnehmen wollen.“ 

			Umgehend handelte sich Massa durch seine Ankündigung eine geharnischte Kritik von Präsidialamtschef Aníbal Fernández ein. Dieser sprach von bestimmten Politikern, die den Tod von Nisman für ihre Zwecke nutzen wollten: „Die Schäbigkeit von Massa hat genau dies zum Ziel“, so Fernández über den Politiker, der unter den Kirchners einst hohe Ämter bekleidete, sich nun aber als führender Oppositioneller positioniert.

			Doch auch das Spitzenpersonal des Mitte-Links-Bündnisses UNEN hat angekündigt, bei dem Schweigemarsch mitmachen zu wollen: „Am 18. Februar gehen wir für die Wahrheit und gegen die Straflosigkeit auf die Straße“, so Mario Negri, der Fraktionsvorsitzende der Radikalen Bürger Union (UCR) im Abgeordnetenhaus. Aus der UNEN-Allianz haben zudem Negris Parteifreunde Julio Cobos und Ernesto Sanz sowie der Sozialistenführer Hermes Binner ihr Erscheinen angekündigt. Mit Elisa Carrió und dem Cordobeser Gouverneur José Manuel de la Sota haben sich zudem weitere mögliche Präsidentschaftskandidaten aus anderen politischen Lagern angesagt.

			Um die Wogen im Vorfeld etwas zu glätten, erklärte Staatsanwalt Guillermo Marijuán für die Organisatoren: „Die Veranstaltung richtet sich gegen niemanden. Sie will die Person des Verstorbenen ehren und soll unsere Solidarität für Nismans Familie und Arbeitskollegen übermitteln.“

			Kritik gab es indes von Jorge Landau, dem Bevollmächtigten der Regierungspartei PJ. Der peronistische Politiker äußerte die Ansicht, dass die Staatsanwälte durch eine Teilnahme an der Demonstration ihre Unabhängigkeit gegenüber der Politik einbüßten. Diejenigen, die am Mittwoch auf die Straße gingen, müssten damit rechnen, bei Gerichtsverfahren, bei denen es um politische Belange geht, als befangen abgelehnt zu werden. Landau erinnerte die Staatsanwälte daran, dass sie als Vertreter der Judikative eine besondere Verantwortung trügen und sich in politischen Parteinahmen zurückhalten sollten.

			Der 51-jährige Nisman war am 18. Januar mit einem Kopfschuss tot in seiner Wohnung in Buenos Aires aufgefunden worden. Die Ermittlungen konnten bislang nicht zweifelsfrei klären, ob es sich um Selbstmord oder um Mord handelte. Nisman wurde Ende Januar auf einem jüdischen Friedhof in der Hauptstadt beigesetzt. 

			Nisman hatte im Falle des AMIA-Anschlags von 1994 ermittelt. Kurz vor seinem Tod klagte er Präsidentin Cristina Fernández de Kirchner und Außenminister Héctor Timerman der Verschleierung an.
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			Chinesen forschen in Neuquén

			Anlage zur Mondbeobachtung soll 2016 fertig sein
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			Die im Bau befindliche Anlage. (Foto: neuquén.gob.ar)

			Buenos Aires (AT/mc) – Bei ihrem Staatsbesuch in China vor wenigen Tagen beschwor Präsidentin Cristina Fernández de Kirchner die „strategische Allianz“ Argentiniens mit dem „Reich der Mitte“. Zahlreiche neue Vorhaben wurden vereinbart (wir berichteten). Sie ergänzen Projekte, deren Fertigstellung bereits in nicht allzu ferner Zukunft ansteht. Beispielsweise die Weltraumforschungsstation, die derzeit nahe der Ortschaft Bajada del Agrio in der Provinz Neuquén entsteht. Läuft alles nach Plan, soll sie bereits im kommenden Jahr ihren Betrieb aufnehmen.

			Die Chinesen bauen in Neuquén eine Station, mit der sie ihre Mondforschungsprojekte beobachten wollen. Herzstück der Anlage ist eine Antenne mit einem Durchmesser von 35 Metern. Durch diese sollen Informationen von den Sonden empfangen werden, die die Chinesen zum Erdtrabanten entsandt haben. Die Volksrepublik besitzt auf ihrem eigenen Territorium bereits zwei Stationen zu diesem Zweck. Doch für ihre Forschung benötigen sie auch eine Anlage auf der Südhalbkugel.

			Die Chinesen konkurrieren derzeit mit den USA, Russland und Indien, was die Erforschung des Mondes betrifft. Bislang haben sie bereits vier Sonden dorthin geschickt. Drei weitere sollen demnächst folgen. Es gibt zudem Pläne, innerhalb der kommenden zehn Jahre eine bemannte Mondmission zu starten. Wichtigstes Ziel ist die Gewinnung von Helium 3, das auf dem Mond vermutet wird. Das seltene Gas gilt als Energielieferant der Zukunft.

			Die Entscheidung, Neuquén als Standort zu wählen, fiel nach Auswertung von insgesamt acht möglichen Flächen in Argentinien und Chile. Das ausgewählte Areal ist 200 Hektar groß und ist der argentinischen Weltraumbehörde CONEA von der Provinzregierung als Leihgabe zur Verfügung gestellt worden. Die CONEA verpflichtete sich ihrerseits, der chinesischen Weltraumbehörde CNSA, die dem chinesischen Rüstungsamt untersteht, 50 Jahre lang die Führung der Anlage zu überlassen. Im Gegenzug dürfen die Argentinier die Großantenne zu zehn Prozent nutzen, um wissenschaftliche Studien zu betreiben.

			Die Bauarbeiten, deren Investitionsvolumen sich auf 300 Millionen Dollar beläuft, wurden zu Beginn des Vorjahres begonnen. Grundlage ist ein Abkommen zwischen der Kirchner-Regierung und der CNSA.

			Im vorigen Dezember beschloss der Senat, dass die technische Ausrüstung, die die Chinesen für den Bau der Forschungsstation importieren, frei von Einfuhrzöllen sein soll. Wenn das Abgeordnetenhaus am 25. Februar ebenfalls zustimmt, hat die Steuerbefreiung Gesetzesrang.

			Während die Nationalregierung beteuert, die Anlage diene ausschließlich zivilen Zwecken, fürchten Kritiker, dass dadurch auch chinesische Militärberater ins Land kommen. So erklärte der Senator Juan Carlos Marino (UCR): „Während der Senatssitzung haben wir das Regierungslager aufgefordert, uns zu versichern, dass es keine Militärs auf der Anlage geben wird. Aber sie haben es nicht gemacht.“ Für Marino stellt das Abkommen mit China einen Verlust an argentinischer Staatssouveränität dar.
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			Die Woche in Argentinien

			Rücktritt wegen Vergewaltigung

			Carlos García Muñoz ist von seinem Amt als Berater im Sekretariat für Menschenrechte zurückgetreten. Grund ist eine bislang nicht öffentlich bekannt gewordene Straftat aus der Vergangenheit: García Muñoz hatte 1999 in Barcelona seine Ex-Frau vergewaltigt, weshalb er in Spanien eine zehnjährige Haftstrafe absaß. Wie die Zeitung „Página/12“ unter Berufung auf die Opferanwältin María José Valera berichtet, trug sich die Tat im Haus von García Muñoz‘ Frau zu. Diese hatte ihren Mann bereits mehrmals wegen körperlicher Misshandlung angezeigt und lebte seit Monaten von ihm getrennt. Als die Frau bei einem Besuch von García Muñoz Intimitäten verweigerte, bedrohte dieser die Frau mit einem Messer, ehe er sie fesselte und vergewaltigte. Die Frau wurde schwanger und hatte eine Frühgeburt. Nach seiner Entlassung aus dem Gefängnis 2011 fand García Muñoz eine Anstellung beim Sekretariat für Menschenrechte durch Beziehungen, die während seiner politischen Tätigkeit im Kampf gegen die Militärdiktatur in den 70er Jahren entstanden waren. Das Sekretariat für Menschenrechte streitet ab, etwas von der Tat gewusst zu haben. Erst die Berichterstattung des Online-Portals „Infobae“ brachte die Vorgeschichte des Funktionärs vor einigen Tagen ans Licht der Öffentlichkeit.

			DNA-Fund im Nisman-Fall

			Im Fall Alberto Nisman gibt es fast täglich neue Wendungen: Galt der Umstand, dass zunächst keine fremde DNA in der Wohnung des toten Staatsanwalt gefunden wurde, als stärkstes Argument für die Selbstmordthese, so sieht die Situation seit Anfang dieser Woche anders aus: Denn am Montag gab Ermittlungsrichterin Fabiana Palmaghini den Fund von Fremd-DNA in Nismans Appartement im Buenos Aires-Stadtteil Puerto Madero bekannt. Derzeit laufen die Ermittlungen auf Hochtouren, wem der genetische Fingerabdruck zugeordnet werden kann. Im Blick hat die Richterin vor allem Diego Lagomarsino. Der einstige Mitarbeiter der AMIA-Sonderkommission war der Letzte, der Nisman lebend sah und diesem die Waffe mit Kaliber 22 gab. Aber auch die genetischen Daten weiterer Personen, die in der Nisman-Wohnung zu tun hatten, sollen mit dem DNA-Fund abgeglichen werden. Gegen die Selbstmordtheorie spricht im Übrigen, dass auch bei erneuter Laboruntersuchung keine Schmauchspuren an Nismans rechter Hand gefunden wurden. Ein Speziallabor in Salta bestätigte am Dienstag die erste Analyse, die im Januar von der Polizei der Provinz Buenos Aires vorgenommen worden war.

			Aufträge für Báez 

			Der Geschäftsmann und Kirchner-Freund Lázaro Báez steht im Mittelpunkt umfangreicher Geldwäsche-Ermittlungen. Dennoch erhält der zwielichtige Unternehmer offenbar weiter Millionenaufträge aus öffentlicher Hand. Dies zumindest berichtet die Zeitung „Clarín“. Als Beispiel erwähnt das Blatt mehrere Ausschreibungen, bei denen die von Báez‘ Sohn Martín geführte Firma „Kank y Costilla S.A.“ den Zuschlag erhielt: beispielsweise die Installierung von Notrufsäulen an Landstraßen in der Provinz Santa Cruz; eine Aufgabe, mit der Báez sen. vor Jahren bereits betraut war, sie aber nicht zu Ende führte. Ein anderes Beispiel ist die Asphaltierung von 100 Straßenabschnitten in der Provinzhauptstadt Río Gallegos, die Báez jun. nun im öffentlichen Auftrag durchführen kann. In letzterem Fall geht es um ein Auftragsvolumen von nicht weniger als 216 Millionen Pesos. Doch damit nicht genug. Wie der „Clarín“ darstellt, fließe ein Großteil der Finanzmittel, die die nationale Straßenbehörde der Provinz Santa Cruz zur Verfügung stellt (1,9 Milliarden Pesos), in laufende Projekte, welche sich in Händen der Familie Báez befänden. Aber auch im Norden des Landes sei die Familie noch aktiv. So habe sie im Chaco jüngst den Zuschlag für öffentliche Baumaßnahmen in Höhe von 175 Mio. Pesos erhalten, berichtet das Blatt.

			Schuldenstreit ohne Ende

			Argentiniens zäher Rechtsstreit mit New Yorker Hedgefonds um alte Anleiheschulden spitzt sich wieder zu. Wirtschaftsminister Axel Kicillof lehnte es am Dienstag in einem Radio-Interview mit dem Sender „Del Plata“ ab, die Forderungen der Gläubiger zu bedienen und bezeichnete die klagenden Investoren als „starrsinnig“. Die Reaktion ließ nicht lange auf sich warten: „Herr Kicillof scheint so mit seinem Redenhalten beschäftigt zu sein, dass er sich keine Mühen macht, ein ernsthaftes Problem davon abzuhalten, noch viel schlimmer zu werden“, sagte Mark Brodsky, Chef des Hedgefonds Aurelius Capital Management. Kicillof betreibe politische Ablenkungsmanöver, während Argentiniens Schuldenberg wachse und die Wirtschaft im Abwärtssog versinke, so Brodsky. 

			„Mitre“ modernisiert

			„Auf allen elektrischen Gleisen der Linie ‚Mitre‘ fahren neue Züge.“ Verkehrsminister Florencio Randazzo freute sich am Montag, auch auf der Strecke zwischen Retiro und Station Mitre in Olivos nagelneue Zugformationen auf die Reise schicken zu können. Damit sind auf den drei Strecken der Linie „Mitre“, die Buenos Aires mit seinem nördlichen Umland verbindet, nun insgesamt 180 neue Waggons im Einsatz. Durch die Modernisierung erhofft sich Randazzo eine Verdoppelung der Beförderungskapazität. „Die Anwohner der Nordzone werden den Zug wieder als echte Alternative zum Auto sehen“, glaubt der Minister. Dies ergebe sich aus den modern ausgestatteten Zügen, die auf dem neusten Stand seien, was technische Ausstattung, Sicherheit und Komfort betreffe. (AT/mc/mri/dpa)
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			Abschottung

			Der mehrtägige Besuch der Präsidentin Cristina Fernández de Kirchner in Peking hat mit mehreren Abkommen gezeigt, dass die bisherige Außenpolitik einen neuen Partner hat. China als zweitgrößte Wirtschaft der Welt, knapp unter den Vereinigten Staaten, öffnet sich in Richtung auf Afrika und Lateinamerika, ohne die Beziehungen zu den Vereinigten Staaten zu trüben. China ist seit dem Tod des Diktators Mao Tse-tung Mitte der siebziger Jahre den Weg der Marktwirtschaft gegangen, wie es auch Russland und andere Nachfolgestaaten der gescheiterten Sowjetunion vor über zwanzig Jahren getan haben. Das Motto „so viel Markt wie möglich, so viel Regulierung wie nötig“, beherrscht derzeit beide Volkswirtschaften, ehemals rein marxistischer Prägung.

			Die Außenpolitik der argentinischen Regierung geht indessen andere Wege. Sie betreibt entschieden eine Abschottung von westlichen marktwirtschaftlichen Ländern, insbesondere den USA. Cristina Kirchner hatte zu Beginn ihrer ersten Amtszeit gelobt, dass ihr Modell Deutschland sei, sie hat aber insbesondere seit dem Beginn ihrer zweiten Amtszeit genau das Gegenteil betrieben. Die Präsidentin hat sich selber politisch als extrem linkslastig bekannt, als sie unlängst behauptete, „links von mir ist nur die Wand“. Um welche Wand es sich handelte, hat sie nicht geklärt, aber ihre Behauptung erschien deutlich, zumal sie nachher auch orakelte, „falls mir etwas passiert, schaut nach Norden, nicht nach Osten“. Ihr Feindbild ist entschieden die USA, der sie und ihre Gefolgsleute allerlei angeblich destabilisierende Gesten unterstellt, aber vergisst, dass die US-Regierung vor einiger Zeit Argentinien im Gefecht mit den sogenannten Geiern, auch „caranchos“ genannt, sich mit einem Gesuch der Exekutive, benannt als „amicus curiae“, beim Gericht zugunsten Argentiniens einsetzte.

			Jetzt steht hinter der Abschottung China als Hauptpartner im Gespräch, dessen Regierung großzügige Lieferantenkredite für Infrastruktur wie die Dämme am Rio Santa Cruz, Eisenbahnlieferungen und möglicherweise sogar zwei neue mit Natururan betriebene Atomkraftwerke bereit stellt. Argentinische Industriesprecher und Gewerkschafter bemängeln, dass viele von China finanzierte Objekte von chinesischen anstatt argentinischen Arbeitern errichtet werden sollen, zumal auch die üblichen Ausschreibungen für diese Bauten entfallen sollen. Das widerspricht der argentinischen Gesetzgebung.

			Die Abschottung Argentiniens gegenüber traditionellen westlichen Partnern betrifft auch die Devisenbewirtschaftung, Spanisch genannt „cepo“ (wörtlich eine Folter), die unmittelbar nach dem Beginn der zweiten Amtsperiode der Präsidentin eingeführt wurde und seither zu echtem Devisenmangel geführt hat, so dass Importe erst durch Genehmigungen per Internet genehmigt und dann durch Zuteilungen der Devisen per Zentralbank gezielt eingeschränkt werden. Der Peso ist seither keine frei konvertible Währung mehr, ein Status, den das Land seit Ende 1958 besaß, sondern eine nicht konvertible Währung wie Chinas Yuan, auch Renmimbi genannt. Politisch, rhetorisch und in der Praxis versteht sich Argentinien in der Sicht der Regierung und ihrer Propagandisten als eine abgeschottete Wirtschaft, die sich an China anlehnt und der westlichen Welt den Rücken kehrt. 

		

	
		
			Meinung

			[image: 11803.png]

			Hamburg vor der Wahl

			Von Stefan Kuhn

			Es ist ruhig geworden in Hamburg. Außerhalb der Hansestadt, die immerhin den Rang eines Bundeslands hat, haben nur wenige mit bekommen, dass dort am Sonntag gewählt wird. In Hamburg geht alles seinen sozialdemokratischen Gang. Das war schon einmal anders. Vor gar nicht langer Zeit war Hamburg die politische Experimentierküche der Republik.

			Im Jahr 2001 etwa kam es dort zu einer „Bürgerkoalition“ aus CDU, der Schill-Partei und der FDP. Stärkste Partei war damals die SPD mit gut 36 Prozent der Stimmen. Die CDU unter Spitzenkandidat Ole von Beust lag mehr als zehn Prozentpunkte dahinter, die rechtspopulistische Schill-Partei konnte auf Anhieb 19,4 Prozent erreichen. Parteichef Ronald Schill war ein durch die Medien als „Richter Gnadenlos“ bekannt gewordener Amtsrichter, der die Millionenstadt von der Kriminalität befreien wollte. Der Richter scheiterte gnadenlos, doch Ole von Beust erreichte bei den vorgezogenen Bürgerschaftswahlen 2004 für die CDU die absolute Mehrheit. Unter anderem hatte er dies dem Umgang mit den von Schill verursachten Skandalen zu verdanken.

			Vier Jahre später verlor die CDU die absolute Mehrheit. Es kam zur ersten schwarz-grünen Koalition Deutschlands auf Länderebene. Diese hielt immerhin drei Jahre, bis zum Rücktritt von Beusts. Der liberale Christdemokrat hatte sie zusammengehalten, mit seinem konservativen Nachfolger Christoph Ahlhaus konnten die Grünen nicht mehr. Sie zogen die Reißleine und kündigten das Bündnis auf. Sie hatten politisch auch nichts erreicht. Eine Schulreform, das Kernstück ihrer politischen Agenda, war in einem Volksentscheid abgelehnt worden. Bei den Bürgerschaftswahlen 2011 erreichte die SPD mit Spitzenkandidat Olaf Scholz die absolute Mehrheit der Mandate.

			Scholz hat Chancen, am Sonntag die absolute Mehrheit zu verteidigen. Zwei Drittel der Hamburger wollen ihn weiter im Amt sehen, seine Partei liegt in den letzten Umfragen zwischen 42 und 46 Prozent. Entscheidend dürfte wohl sein, wie die Kleinparteien AfD, FDP und die Linke abschneiden. Verpassen zwei oder alle drei den Einzug in die Bürgerschaft, könnte es für die absolute Mehrheit der Mandate reichen. Glaubt man dem Ersten Bürgermeister der Hansestadt, käme sonst nur eine Koalition mit den Grünen oder der CDU in Frage. Eine Koalition mit der Linken oder der AfD schließt er ebenso aus wie ein Bündnis mit den Liberalen. Letztere streben allerdings ebenso wie die CDU ein Bündnis mit den Sozialdemokraten an. 

			Bundespolitisch hat die Wahl kaum Bedeutung. Hamburg ist (wieder) SPD-Land. Die Hansestadt ist das einzige Bundesland, in dem die Sozialdemokraten die 40-Prozent-Marke knacken. Auf Bundesebene stagnieren sie in den Umfragen bei 25 Prozent. Die Wahlkampfthemen, es dreht sich um Infrastruktur- und städtebauliche Maßnahmen, Olympiabewerbung und Cannabisfreigabe, haben rein kommunalpolitischen Charakter.

			Eine gewisse Signalwirkung könnte ein gutes Abschneiden der eurokritischen AfD haben. Die aufstrebende Rechtspartei hatte wegen Führungsstreitigkeiten und ihrem Verhältnis zu islamfeindlichen Pegida-Bewegung in den Umfragen an Zustimmung verloren. Ein gutes Ergebnis im weltoffenen Hamburg dürfte der Bundespartei Auftrieb geben. Für die Bundesregierung in Berlin hätte allenfalls ein rotgrüner Senat in Hamburg geringfügige Konsequenzen. In der Länderkammer hätten CDU/CSU und SPD dann nur noch 24 „sichere“ Stimmen. Aber auch mit den drei Hamburger Stimmen war Schwarz-Rot weit von einer Mehrheit im 65-köpfigen Bundesrat entfernt.

			Symbolcharakter könnte eine bisher ausgeschlossene sozialliberale Koalition haben. Dass Scholz dies ablehnt, hat wohl wahltaktische Gründe. Er will die FDP nicht als potenziellen Regierungspartner ins Parlament loben. Damit würde er eine mögliche absolute Mehrheit seiner Partei gefährden. Für die existenzbedrohte FDP könne ein Bündnis mit der Hamburger SPD ein Befreiungsschlag sein, denn der frühere Parteichef Guido Westerwelle hatte sie zum Mehrheitsbeschaffer der Unionsparteien reduziert.
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			Randglossen

			Der ungeklärte Tod des Staatsanwaltes Alberto Nisman überschattet seit drei Wochen die argentinische Politik. Laut Umfragen meinen über 60 Prozent der Befragten, dass die Schuld an dieser Tragödie bei der Regierung liegt. Nisman bereitete bekanntlich eine brisante Anklage gegen die Präsidentin, Außenminister Timerman und andere Gefolgsleute der Regierung vor, laut der die Regierung die Beteiligung der iranischen Theokratie am Terrorakt auf das jüdische Hilfswerk AMIA vor fast 21 Jahren verwischen wollte, was bisher nicht bestätigt wurde. In der Folge dieses Todes schicken sich zahlreiche Staatsanwälte („fiscales“) an, Mitte nächster Woche einen friedlichen und stillen Marsch zu Ehren von Nisman zu organisieren, der in Opposition zur Regierung ausgelegt werden dürfte, auch wenn niemand sich äußert und keiner reden wird. Peinlich.

			Auf der traditionellen Plaza Lezama im Süden der Stadt Buenos Aires befinden sich bekanntlich mehrere Statuen. Sie wurden dieser Tage abermals Opfer der Vandalen, die vor allem Kupfer und andere Metalle suchen, um sie am Markt zu verkaufen. Das ist leider nicht neu in Argentinien. Die Stadtregierung von Präsidentschaftsvorkandidat Mauricio Macri will das verhindern, indem der ganze Platz mit einem Zaun geschützt wird, wie es längst an anderen öffentlichen Plätzen erfolgreich geschehen ist. Diese vernünftige Lösung wurde umgehend von Nachbarn abgelehnt, die sich bei Gericht um eine einstweilige Verfügung bemühen, damit alles bleibt, wie es ist und die Vandalen nachts ihr Gewerbe unbehindert verfolgen können, derweil die zuständige Stadtbehörde die geschädigten Statuen repariert. Vandalen machen ihre Geschäfte im Dunkeln, was der Zaun verhindern würde.

			Obama hat Recht, zumindest in diesem Fall. Da kam ihm Angela Merkel gerade Recht. Bei einer gemeinsamen Pressekonferenz mit der deutschen Bundeskanzlerin in Washington wurde er gefragt, warum er den israelischen Ministerpräsidenten Benjamin Netanjahu nicht empfangen wolle. Netanjahu spricht am 3. März vor dem US-Kongress, und das von den Republikanern dominierte Parlament hatte den US-Präsidenten nicht über die Einladung informiert. Das hat schon etwas von einem Affront. Warum sollte Obama sich Staatsgäste vom politischen Gegner unterjubeln lassen? Noch dazu, wenn er diese nicht ausstehen kann.

			Dass zwischen Netanjahu und Obama die Chemie nicht stimmt, ist kein Geheimnis. Der israelische Regierungschef hat den mächtigsten Mann der Welt zu oft vor den Kopf gestoßen und Friedenspläne in Nahost torpediert. Es gehört schon eine gehörige Portion Chuzpe dazu, den wichtigsten Verbündeten derart vorzuführen. Barack Obama kann allerdings nicht sagen, dass ihm dieser Netanjahu zuwider ist. Er hat Glück, dass Angela Merkel neben ihm steht. Der US-Präsident verweist auf die israelischen Parlamentswahlen, die zwei Wochen nach Netanjahus US-Trip stattfinden. Er wolle keinen Einfluss auf diese Wahlen nehmen, sagte Obama. Das war ein guter Konter, denn ausgerechnet Merkel hatte Obama aus den gleichen Gründen bei dessen Präsidentschaftswahlkampf 2008 einen Auftritt vor dem Brandenburger Tor verweigert. Der einzige Unterschied: Merkel war ehrlich, Obama mag Netanjahu nicht.
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			Argentinische Wirtschaft

			Der Dollarkurs schloss am Mittwoch zu $ 8,685, um 1,40% über Ende Dezember 2014. Die ZB-Reserven betrugen u$s 31,31 Mrd., gegen u$s 31,23 Mrd. in der Vorwoche. Der Rofex Terminkurs lag zum 31.03.15 bei $ 8,943, zum 30.06.15 bei $ 9,56 und zum 30.09.15 bei $ 10,23. Der Terminkurs per Dezember 2015 enthält einen Jahreszinssatz von 29,40%. Der Schwarzkurs erreichte am Montag bei Dollarnoten den Spitzenwert von $ 13,15, nach fünf ununterbrochenen täglichen Rückgängen, und der Kurs bei Überweisungen über Staatsbonds in Dollar, die in Buenos Aires und New York gehandelt werden, schloss bei $ 12,21, leicht unter der Vorwoche. 

			***

			Der Merval Aktienindex der Börse von Buenos Aires verzeichnet in einer Woche zum Mittwoch ein Plus von 1,79% und im Laufe dieses Jahres eines von 6,29%.

			***

			Par-Bonds in Pesos notierten mit 20,59% im Plus gegenüber Ende 2014. Discount-Bonds in Pesos gewannen zur Vorwoche 1,33% und lagen 6,18% im Plus gegenüber Ende 2014. Boden 2015 verloren zur Vorwoche 0,34% und lagen 2,61% im Plus, und Global 2017 Arg lagen mit 6,96% im Plus gegenüber Ende 2014.

			***

			Gold wurde am Mittwoch in Buenos Aires (Banco Ciudad) bei 18 Karat zu $ 228,90 (Vorwoche $ 234,25) je Gramm gehandelt, und bei 24 Karat zu $ 327 (Vorwoche $ 334,65).

			***

			Die Präsidentin, Cristina Kirchner, übte in ihrer Fernsehansprache vom Mittwoch Kritik am Techint-Konzern, den sie beschuldigte, die Kritik an den China-Abkommen innerhalb des Industrieverbandes „Unión Industrial Argentina“ angefeuert zu haben, obwohl die Firma beim ihr zugeteilten Wasserkraftwerk von El Tambolar, Provinz San Juan, einen chinesischen Kredit von u$s 400 Mio. erhalten habe. Techint klärte danach auf, dass dieses Kraftwerk eine Kontinuität der von Punta Negra und Caracoles sei, und dass der Konzern Lieferant des provinzeigenen Unternehmens EPSE sei. Die Beteiligung von Techint bezieht sich hier auf den Bau des Staudammes. Aber es wurde nicht mitgeteilt, wer die Turbinen und andere Bestandteile des Kraftwerkes liefert. Die chinesische Eximbank, die hier als Kreditgeber auftaucht, finanziert im Wesen nur chinesische Lieferungen.

			***

			CFK gab die Erhöhung der Subvention für schulpflichtige Kinder, die zum Schulbeginn gezahlt wird, um 37,5%, von $ 510 auf $ 700 bekannt. Diese Subvention wird an 3,28 Mio. Kinder von 2,02 Mio. Familien gezahlt.

			***

			CFK gab bekannt, dass 6105 öffentliche Schulen einen Betrag von $ 488,84 Mio. erhalten, der für kleinere Reparaturen und Möbel bestimmt ist. Es handelt sich um die zweite Etappe eines Planes, der am 15.12.14 mit $ 367 Mio. für 4840 Schulen eingeleitet worden war. Viele öffentliche Schulen befinden sich in schlechtem Zustand. Hierzu sei bemerkt, dass die Stadtverwaltung von Buenos Aires die ihrigen schon lange vorher in Ordnung gebracht hat, so dass auch die Heizung allgemein funktioniert, was vor der Macri-Verwaltung nicht der Fall war.

			***

			Der brasilianische Außenminister, Marcelo Vieira, hatte am Mittwoch eine Konferenz mit Kabinettschef Jorge Capitanich, Außenminister Héctor Timerman, Wirtschaftsminister Axel Kicillof, Planungsminister Julio de Vido und Industrieministerin Debora Giorgi. Dabei wurden die Handelsbeziehungen zwischen Argentinien und Brasilien behandelt. Vieira beklagte sich über die argentinische Hemmung der Importe über die eidesstattlichen Gesuche (DFAI) und die Unmöglichkeit der Divisenüberweisung nach Brasilien. Ebenfalls wurde der Kfz-Austausch behandelt, bei dem es auch Schwierigkeiten gibt. Dann wurden auch die Verhandlungen über ein Freihandelsabkommen mit der EU besprochen, die stocken, vor allem wegen Argentiniens Haltung. Schließlich wurde auch das Problem des Wechselkurses behandelt, nachdem Brasilien den Real dieses Jahr um 6,7% abgewertet hat, Argentinien den Peso jedoch nur um 2,4%, in beiden Fällen gegenüber dem Dollar. Beschlossen wurde bei dieser Zusammenkunft jedoch nichts. 

			***

			Die Stadt Buenos Aires hat Bonds für u$s 500 Mio. mit sechs Jahren Laufzeit auf dem internationalen Finanzmarkt zu 8,95% untergebracht. Der Betrag dient an erster Stelle für die Amortisation einer bestehenden Schuld von u$s 475 Mio., die im März 2015 verfällt. Obwohl die Offerten u$s 2 Mrd. betrugen, konnte kein niedrigerer Zinssatz erreicht werden. Im internationalen Vergleich liegt der Zinssatz um über 2 Prozentpunkte höher als der normale. Das ist wieder ein Preis, den Argentinien für die Beibehaltung des Defaultzustandes zahlt.

			***

			Die Börse von Rosario hat die Schätzung für die diesjährige Sojabohnenernte auf 58 Mio. Tonnen angehoben, nachdem sie vor einem Monat noch mit 54,5 Mio. gerechnet hatte. 2014 waren es laut dieser Quelle 55,6 Mio. Tonnen. Das US-Landwirtschaftsdepartement (USDA) hatte einige Tage vorher für 2015 56 Mio. Tonnen geschätzt. Die allgemein günstigen klimatischen Bedingungen haben zu einer Zunahme der Erträge geführt. Dennoch schätzt die Börse von Rosario für dieses Jahr nur eine Ernte von 23,6 Mio. t Mais, gegen 27,5 Mio. im Vorjahr. Bei Weizen sollen es dieses Jahr 12,1 Mio. sein, gegen 9,5 Mio. im Vorjahr.

			***

			Der Unternehmer Cristobal Lopez, der den Kirchners nahesteht und ursprünglich nur Spielkasinos betrieb, hat über seine Firma Indalo Media ein Abkommen über den Kauf der Wirtschaftszeitung „Ambito Financiero“ mit dem gegenwärtigen Besitzer, Orlando Vignatti, abgeschlossen. Vignatti hatte die Zeitung im April 2008 von der Famile des verstorbenen Gründers, Julio Ramos, für u$s 36 Mio. gekauft. Indalo Media besitzt schon den Fernsehkanal C5N und mehrere Rundfunksender.

			***

			Der Construya-Index, der auf der Grundlage der Lieferungen von Baumaterialien (Zement, Ziegelsteinen, Rundeisen, Fliessen, Röhren, Aluminiumfenster, Glas, Farben, Ausrüstungen von Küchen und Badezimmern, u.a.) der bedeutendsten Fabrikanten von diesen (und nicht vom INDEC) berechnet wird, lag im Januar um 11,1% unter dem gleichen Vorjahresmonat, und auch 3,4% saisonbereinigt, unter Dezember 2014. Dies zeigt einen deutlichen Rückgang der Bautätigkeit, besonders bei Wohnungen.

			***

			Miguel Galuccio, CEO von YPF, hat die nordamerikanische Tochter der Erdölgesellschaft YPF Holdings verdächtigt, Preisaufschläge in der Auftragsvergabe von Dienstleistungen zwischen Ende 2013 und Mitte 2014 bezahlt zu haben. Um Zweifel aus dem Weg zu räumen, hat Galuccio eine Rechnungsprüfungsgesellschaft verpflichtet, damit sie seinen Lieferanten, Garlin Pacific, mit Sitz in Boca Raton, Florida, kontrolliert. Gleichzeitig hat er einen Prozess gegen diesen Lieferanten mit Sitz in Houston, im Bundesstaat Texas angestrengt. Aus diesem Grunde wurde im vergangenen Jahr der Argentinier Guillermo Jalfin, ein persönlicher Freund von Galuccio, Geschäftsführer von YPF Holdings, entlassen.

			*** 

			Die landesweite Erdölproduktion ist im vergangenen Jahr um 1,4% auf 30,88 Mio. cbm zurückgegangen. Die Erdgasproduktion ging ebenfalls um 0,5% auf 41.483 Mio. cbm zurück, berichtet das Energiestaatssekretariat. YPF war das einzige Erdölunternehmen mit Produktionszunahmen. Das Unternehmen fördert schon auf einer Fläche von 12.000 qkm im Schieferöl und –gaslager Vaca Muerta 33.000 Barrel täglich.

			***

			Der Verkauf von Motorrädern ist im vergangenen Januar um 48% auf insgesamt 40.845 amtlich gemeldete Einheiten zurückgegangen, berichtet der Verband Mottos. Die erfolgreichsten Marken waren im Januar Honda, Motomel, Yamaha und Zanella.

			***

			Ab dieser Woche gelten neue Bahntarife für die Vorortbahn Mitre, für die Strecken zwischen Retiro und José León Suárez, sowie Retiro-Bartolomé Mitre. Mit dem Einzug der neuen Züge kostet jetzt eine einfache Fahrt bis 12 Km ohne SUBE-Karte $ 6. Als Kartenbesitzer zahlt der Fahrgast je nach Entfernung $ 2 oder $3 pro Strecke. Sozialhilfeempfänger zahlen $ 1,20 bzw. $ 1,80. Diese Tarife liegen weit unter denen der U-Bahn und decken voraussichtlich nicht einmal ein Viertel der Kosten. 

			*** 

			Die Zentralbank hat zum Wochenanfang die Devisenrestriktionen für die Zahlung von Importen aufgehoben, die in der Vorwoche verfügt worden waren, und gleichzeitig zum fünften Mal in nur drei Jahren die Anzahl der auf Anweisungen ihrer Kunden automatisch erfolgten Geldüberweisungen beschränkt, dieses Mal von u$s 150.000 auf u$s 100.000.

			***

			Die Kammer der Exporteure forderte die Regierung auf, Äpfel und Birnen von allen Exportzöllen zu befreien. Der Sektor leidet unter einer schweren Krise, die insbesondere durch den Preisrückgang in Europa und Russland hervorgerufen wurde. Die Regierung habe zwar das Zugeständnis gemacht, die Zölle erst in sechzig statt in fünfzehn Tagen bezahlen zu können, aber dies löse das Problem nicht, sagte Kammerpräsident Enrique Mantilla.

			***

			Lenovo übernimmt die argentinische Geschäftseinheit X86 von IBM, nachdem im vergangenen Oktober dieser Schritt bereits weltweit durchgeführt wurde. Lenovo hatte 2014 die Motorola-Übernahme von Google abgeschlossen . Die chinesische Gesellschaft rangiert an dritter Stelle in diesem Markt.

			***

			Die ZB hat beschlossen, ab kommender Woche die Zinsen für Lebac-Wechsel in Dollar anzuheben, von bisher, je nach Laufzeit, 2,50% bis 4%, auf 3,25% bis 4,20%. Wenn die Bank nachweist, dass die Dollarbeträge, die für den Kauf dieser Lebac eingesetzt wurden, aus zusätzlichen Dollardepositen stammen, dann steigt der Zinssatz von 3,75% bis 4,70%. Außerdem wurde die Marge der Bank, die von 0,25% bis 0,60% geht, allgemein auf 0,80% angehoben. Die ZB will auf diese Weise die Sparer, die über Dollarnoten verfügen, dazu verleiten, sie bei den Banken zu deponieren, was dann auch höhere Pflichtreserven schafft, die zu den ZB-Reserven addiert werden. Ohnehin kommt auch der Erlös der Lebac-in Dollar zu den Reserven hinzu. Normalerweise leihen die Banken diese Dollardepositen, wobei dies jedoch nur fúr bestimmte Kredite möglich ist, die direkt mit dem Außenhandel zusammenhängen.

			***

			Die ZB hat am Dienstag Lebac-Wechsel in Pesos für $ 16,81 Mrd. untergebracht, wobei gleichzeitig bestehende Lebac für $ 10,28 Mrd. verfielen. Netto verblieb eine Aufnahme von $ 6,54 Mrd. Die Zinsen für 98 Tage betrugen 26,56%, für 119 Tage, 27,24% und jeweils mehr für längere Fristen, bis zu 28,94% bei 357 Tagen. Außerdem wurden Dollarwechsel für u$s 70 Mrd. untergebracht. 

			***

			Im Jahr 2014 betrug die Milchproduktion 10,96 Mrd. Hektoliter (27,7 Liter pro Kopf der Bevölkerung), gegen 11,02 Mrd. 2013 und 11,18 Mrd. 2012, berichtet der Landwirtschaftsverband CRA („Confederaciones Rurales Argentinas“). Die Landwirte beklagen sich über niedrige Preise, die ihnen nicht erlauben, die Produktion zu erhöhen. Die Bedingungen für die Milchwirtschaft gehören in Argentinien zu den besten der Welt, was jedoch nicht ausgenutzt wird. Für 2015 rechnet CRA mit einer weiteren Abnahme. Bei der Milchwirtschaft besteht ein ungelöstes und schwer zu erklärendes Problem: während der Landwirt im Dezember $ 3,19 pro Liter erhielt, lag der Milchpreis im Supermarkt in Sachets über $ 10. Die Marge der Supermärkte ist gering, und die großen Milchunternehmen, La Serenísima und Sancor, weisen bescheidene Bilanzen aus, gelegentlich sogar mit Verlusten. 

			***

			Die Geldmenge, definiert als monetäre Basis (Banknoten im Umlauf plus Depositen der Banken bei der ZB), nahm in 12 Monaten zum 30.1.15 um 22,92% zu, bei einer Abnahme von 3,15% in den letzten 30 Tagen. Das monetäre Aggregat M2 (Banknoten im Umlauf plus Giro- und Spardepositen), das die Geldmenge im weiteren Sinn umfasst, stieg in 12 Monaten um 27%, bei einer Abnahme von 6,27% in 30 Tagen. Die gesamten Bankdepositen in Pesos stiegen in 12 Monaten zum 30.1.15 um 33,27% auf $ 968,88 Mrd., und die gesamen Bankkredite in Pesos nahmen in der gleichen Periode um 16,92% auf $ 627,34 Mrd. zu. Die Tatsache, dass die Kredite viel weniger als die Depositen gestiegen sind, ist auf den hohen Kauf von ZB-Wechseln (Lebac und Nobac) zurückzuführen.

			***

			Löhne und Gehälter lagen laut der INDEC-Erhebung im Jahr 2014 um durchschnittlich 33,7% über 2013, wobei sie bei Schwarzarbeitern etwas stärker stiegen, auch bei Staatsangestellten, so dass sie im legalen privaten Bereich eine niedrigere Zunahme verzeichnen. 

			***

			Binnenhandelssekretär Augusto Costa berief Vertreter der acht lokalen Kfz-Fabriken zu sich, und warf ihnen vor, die Preise zu stark erhöht zu haben. In 12 Monaten zum Dezember betrugen die Zunahmen nach seiner Information bis zu 78%. Die Agenturen geben eine durchschnittliche Erhöhung für diese Periode von etwa 50% an. Diese Zunahme sei laut Costa weder durch die Abwertung, noch durch andere Faktoren zu rechtfertigen. Im Januar betrugen die Erhöhungen durchschnittlich 8%. 

			***

			Am Donnerstag der Vorwoche kündigten Innen- und Transportminister Florencio Randazzo und der Bürgermeister von La Plata, Pablo Bruera, die Zuteilung der Arbeiten für die Elektrifizierung der fehlenden Strecken der Roca-Eisenbahn an, die sich auf La Plata bis Villa Elisa und diesem Ort bis Berazategui beziehen. Die Elektrifizierung der Strecke Constitución-La Plata wurde vor über 30 Jahrten eingeleitet. Außerdem sollen jetzt 300 neue Waggons hier eingesetzt werden, so dass die Frequenzen des Eisenbahnverkehrs zwischen der Bundeshauptstadt (Bahnhof Constitución) und La Plata verdoppelt werden.

			***

			Der Direktor der Weltbank für Argentinien, Uruguay und Paraguay, Jesko Hentschel, traf sich in der Vorwoche mit Kabinettschef Jorge Capitanich, um die Weltbankkredite für Argentinien zu besprechen. Gegenwärtig betragen die an Argentinien erteilten Kredite u$s 5,4 Mrd., und für dieses Jahr ist die Auszahlung von Krediten für u$s 500 bis u$s 700 Mio. vorgesehen, die etwa den Amortisationen bestehender Kredite entsprechen. Ab Anfang 2011 und bis September 2014 hat die Weltbank keine Kredite für Argentinien genehmigt. Nach der Regelung der Schuld mit dem Pariser Klub und mit einigen Gläubigern, die Prozesse beim ICSID gewonnen hatten, änderte die Weltbank ihre Haltung. In diesem Jahr sollen Kreditanträge für u$s 1,2 Mio. genehmigt werden. Das Problem mit der Weltbank besteht nicht nur im politischen Willen der Bankleitung, die stark von den USA beeinflusst ist, sondern in der Vorlegung von gut studierten Projekten, die im Fall Argentiniens fehlen.

			*** 

			Capitanich empfing auch die Vizepräsidenten der Interamerikanischen Entwicklungsbank (BID), Aleaxandre Meira da Rosa u.a. hohe BID-Beamte. Dabei wurde die Auszahlung von Krediten für Argentinien in Höhe von u$s 1,2 Mrd. in diesem Jahr bestätigt, und zusätzliche Programme für u$s 750 Mio. für Infrastrukturprojekte, Erziehung Versorgung mit Trinkwasser behandelt.

			***

			Die Regierung hat eine Subvention von bis zu u$s 3 pro Barrel für Erdölexporte verfügt, die durch Beschluss 12/2015 des Wirtschaftsministeriums regelementiert wurde. Die einzelnen Erdölunternehmen müssen die Subvention beantragen und rechtfertigen.

			***

			Die Regierung hat sich am Donnerstag der Vorwoche mit der spanischen Regierung über die Zahlung einer Schuld von u$s 1,4 Mrd. geeinigt, die zum größten Teil aus einem Kredit stammte, den Spanien im September 2001 an Argentinien unter der Regierung von Fernando de la Rçua erteilt hatte, um den Default zu vermeiden. Das Geld sollte spanischen Unternehmen zur Verfügung stehen, die in Argentinien tätig waren, was jedoch nie geschah, da die ZB die Mittel behielt. Zunächst war diese Schuld im Default von 2001/02 eingeschlossen worden; doch dann wurde sie zu den Forderungen addiert, die im Rahmen des Pariser Klubs bestehen, bei denen kein Schuldenschnitt vollzogen wurde. Somit wird die Schuld jetzt in Raten bezahlt, wie es mit dem Pariser Klub vereinbart worden war.

			***

			Lateinamerikanische Wirtschaft

			Brasilien ist im vergangenen Jahr zwei Positionen im Ranking der Zielländer für Direktinvestitionen weltweit gestiegen und liegt jetzt auf dem fünften Platz noch vor allen europäischen Ländern. Dennoch meldet die UNCTAD (Konferenz der Vereinten Nationen für Handel und Entwicklung), dass die Investitionen in Schwellenländern stark zurückgehen könnten, in erster Linie in solchen Ländern, die von Rohstoffen abhängig sind und einen starken Rückgang des Wachstums beim Bruttoinlandsprodukt verkraften müssen, wie eben Brasilien. Schon im vergangenen Jahr sind die Gesamtinvestitionen aus dem Ausland von 64 Mrd. Reais (2013) auf 62 Mrd. Reais gefallen. Dieser Rückgang von 4% liegt noch unter dem weltweiten durchschnittlichen Minus von 8%. Zwischen 2012 und 2013 verzeichnete Brasilien ebenfalls schon einen Rückgang von 4%. Dieser Trend könnte sich in diesem Jahr fortsetzen. (Brazil News)

			***

			Die Regierung von Venezuela hat ein neues System für den Devisenhandel eingeführt, mit dem der Schwarzmarkt legalisiert wird. Neben dem offiziellen Kurs von 6,3 Bolívar pro Dollar, der für „prioritäre“ Importe gilt, besteht noch ein zweiter, genannt Sicad, bei dem Devisen an Unternehmen zu 12 Bolivar pro Dollar zugeteilt werden. Jetzt kommt noch ein freier Markt hinzu, wobei jedoch bei den Wechselstuben eine Grenze für den Kauf von Dollarnoten von u$s 300 festgesetzt wird. Für Verkäufe gibt es keine Grenze. Der neue Markt heißt Simadi (Sistema marginal de divisas). Finanzminister Rodolfo Marcó wies darauf hin, dass 70% des Devisenbedarfs der venezolanischen Wirtschaft über den Kurs von 6,3 Bolívar pro Dollar gedeckt werde.

			***

			Bolivien will dieses Jahr 17,6 Mio. cbm Gas täglich an Argentinien liefern, gegen 14,5 Mio. 2014.

			***

			Geschäftsnachrichten

			La Anónima

			Dieser Betreiber einer ausgedehnten Supermarkt- und Geschäftskette in Patagonien hat 25 Lokale der Firmen Topsy und Bomba in verschiedenen Ortschaften der Provinz Neuquén übernommen.

			Telecom I

			Dieser Telefoniebetreiber weist für 2014 einen Gewinn von $ 3,67 Mrd. aus, 15% mehr als 2013. Der Umsatz stieg 2014 um 22% auf $ 33,34 Mrd. Die Zunahmen liegn in beiden Fällen weit unter der Inflation, so dass Telecom real sowohl weniger verdient wie weniger umgesetzt hat als im Vorjahr.

			Aerolíneas Argentinas

			Diese staatliche Airline nimmt am 28. Februar den ersten A-330/200 von Airbus im Empfang, der direkt von der Fabrik in Toulouse, Frankreich geliefert wird und für den Flugverkehr mit Europa eingesetzt wird. Das Flugzeug hat 24 Sitzplätze der Luxusklasse („lie flat“-System) und 243 der Touristenklasse. AA-Präsident Mariano Recalde wies darauf hin, dass zum ersten Mal in 37 Jahren ein neues Großraumflugzeug zur Flotte hinzukäme.

			Telecom II

			Dieser Telefoniekonzern hat ein Abkommen mit der von Papst Franziskus gegründeten und unterstützten Initiative „Scholas Ocurrentes“ - eine Idee, die von zwei weiteren Argentiniern, Jose Maria del Corral und Eduardo Palmeyro, ins Leben gerufen wurde - unterschrieben. Telecom wird mit der Entwicklung von „Scholas Labs“ kooperieren, Projekte beschleunigen und Institutionen sowie Unternehmern die in den Bereichen Bildung und Technologie arbeiten, behilflich sein. Mehr als 400.000 Institutionen nehmen am Netz von Scholas teil. 

			Alfapart Group Argentina

			Dieses Unternehmen, das sich mit Kosmetikwaren befasst, weihte am Mittwoch im Vorort Escobar eine neue Fabrik ein, mit der symbolischen Präsenz der Präsidentin CFK, die bei der Fernsehübertragung sprach, und der persönlichen von Industrieministerin Debora Giorgi. Die Fabrik, die eine Investition von $ 50 Mio. darstellt, wird Produkte für die Haarbehandlung erzeugen und dabei Importe von u$s 5 Mio. ersetzen und auch Exporte von jährlich u$s 3 Mio. schaffen, die für Peru, Chile, Uruguay und Ecuador bestimmt sind.

			Transclor 

			Diese Firma, die Mauricio Daniel Filiberti gehört, hat am Mittwoch eine Fabrik für Kalium (oder Kali, auf spanisch potasa caústica) im Vorort Pilar mit der symbolischen Präsenz von CFK über eine Fernsehübertragung, und der persönlichen Anwesenheit von Minister Axel Kicillof eingeweiht. Es handelt sich um eine Investition von $ 150 Mio., mit der Importe für u$s 20 Mio. jährlich ersetzt werden. Dieses Kalium ist die Grundlage für die Fabrikation von Glifosat, das als Unkrautvertilgungsmittel eingesetzt wird, ganz besonders bei Sojabohne. Im Laufe dieses Jahres soll das Werk zu 100% ausgelastet sein.

			Laboratorios Bernabó

			Dieses lokale Pharmaunternehmen hat der Regierung eine Investition von $ 400 Mio. in einer neuen Fabrik im Vorort Tortuguitas mitgeteilt, die schon zur Hälfte fertiggestellt ist. Der Betrieb wird 250 Personen beschäftigen und sowohl für den Binnenmarkt wie für den Export liefern.

			Massalin Particulares

			Dieses führende Zigarettenunternehmen, das von der US-Firma Philip Morris kontrolliert wird, hat Investitionen in Höhe von $ 400 Mio. angekündigt, die im Rahmen des Planes von einer Milliarde Pesos von 2013-15 dieses Jahr durchgeführt werden. Die Anlagen für den Empfang von Tabak in den nordwestlichen Provinzen und die Fabriken sollen dabei verbessert werden.

			Hausler

			Dieses Unternehmen, das keine Bank ist, aber Sicherheitskassen betreibt, hat eine Investition von $ 10 Mio. im Bezirk Office Quatro des Vorortes Pilar angekündigt. Die Banken können eben die Nachfrage nach Sicherheitsfächern nicht befriedigen, die wegen der hohen Frequenz von Überfällen und Rauben zugenommen hat. 
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			Die China-Abkommen: wenn der Kredit die Wirtschaftspolitik bedingt

			Argentinien hat gegenwärtig kaum Zugang zum internationalen Finanzmarkt. Das ist grundsätzlich durch die Beibehaltung des Defaultzustandes bedingt, der solange anhält, bis die Schuld gegenüber Holdouts geregelt wird. Die RUFO-Klausel („right upon future offers“) gilt nicht mehr, so dass ihnen ein besseres Angebot gemacht werden kann als denjenigen, die das Umschuldungsangebot 2005 und 2010 angenommen haben. Angeblich wollte Wirtschaftsminister Kicillof in diesem Sinn voranschreiten, doch die Präsidentin Cristina Kirchner soll es nicht zugelassen haben. Somit hat Argentinien, also der Staat und auch die Privatwirtschaft, keinen Zugang zu Auslandskrediten und zum internationalen Kapitalmarkt. YPF ist ein Ausnahmefall, muss jedoch anormal hohe Zinsen zahlen und kann außerdem die Garantie der Erdölexporte bieten. Auch Kredite der Weltbank und der Interamerikanischen Entwicklungsbank sind gebremst. Was an neuen Krediten ausgezahlt wird, reicht bestenfalls für die Amortisation bestehender Kredite aus. Auch bei Krediten für Kapitalgüterfinanzierungen, die nach der Einigung mit dem Pariser Klub wieder möglich sind, besteht vorerst Zurückhaltung. Schließlich sind auch echte Auslandsinvestitionen sehr begrenzt. Im Wesen investieren multinationale Unternehmen nur die Gewinne, die sie nicht überweisen dürfen.

			Die Regierung hat sich angesichts dieser Lage für eine andere Strategie entschieden, nämlich Kredite aus China zu erhalten. Vor dem Ukraine-Konflikt kam noch Russland hinzu, das jetzt gewiss nicht in der Lage ist, Kredite zu vergeben. CFK hat bei ihrem jüngsten Staatsbesuch in China 22 Abkommen unterzeichnet, wobei chinesische Banken Kredite in einer Größenordnung von insgesamt u$s 30 Mrd. in Aussicht gestellt haben. Offensichtlich will die Regierung damit zeigen, dass sie die Kredite aus den traditionellen Quellen nicht unbedingt braucht. Als Verhandlungsargument gegenüber Holdouts u.a. mag dies wirken, aber im Wesen ist es so, dass die totale Bindung an chinesische Kredite eine Abhängigkeit schafft, die für Argentinien nicht günstig ist.

			Ein Teil dieser Kredite, nämlich für Waggons, Schienen u.a. Material für die Vororteisenbahnen wurden schon gewährt. Der große Brocken, der jetzt kommt, ist der Kredit für die Wasserkraftwerke in Santa Cruz. Und danach kommen noch Kredite für Kernkraftwerke u.a. Objekte. Beiläufig kommt noch der kurz- und mittelfristige Kredit für allgemeinen Güterlieferungen hinzu, der durch das Swap-Abkommen für insgesamt u$s 11 Mrd. entsteht, 

			Dass China Kredite erteilt, ist in Ordnung. Aber China verwendet jetzt den Kredit als Mittel der Exportförderung, wobei auch Güter nach Argentinien geliefert werden, die im Land hergestellt oder eventuell aus Drittländern billiger gekauft werden könnten. Ebenfalls weiß man nicht, ob diese Kredite wirklich so günstig sind, wie sie auf den ersten Blick erscheinen, weil kein Vergleich besteht und auch keine eingehende Prüfung einer unabhängigen Stelle vorliegt. Die Tatsache, dass die Kredite mit direkter Zuteilung von öffentlichen Investitionsobjekten verbunden sind, oder dass die Finanzierung als Bedingung für die Zuteilung gestellt wird, ist gewiss bedenklich. 

			Der Fall der zwei großen Wasserkraftwerke am Fluss Santa Cruz ist emblematisch. Die Zuteilung erfolgte an einen Konzern, der aus zwei chinesischen Unternehmen und der lokalen Electroingeniería gebildet ist. Dabei liefern chinesische Unternehmen die Turbinen und andere die Bestandteile. Die lokale Firma IMPSA, von Enrique Pescarmona, die in ihrer Fabrik in Mendoza Turbinen für Wasserkraftwerke herstellt und schon viele geliefert hat, wurde ausgeschlossen. Diese Firma hatte eine vorangehende Ausschreibung gewonnen, konnte jedoch keinen Kredit bieten, eben weil Argentinien vom internationalen Kreditmarkt ausgeschlossen ist. Jene Ausschreibung wurde dann annulliert. Die argentinische Regierung hat sich jetzt nicht bemüht, dass IMPSA zumindest die Turbinen eines der Kraftwerke zugeteilt würden. CFK spricht stets von ihrer aktiven Industriepolitik, aber im konkreten Fall handelt sie anders. 

			Abgesehen davon: die Kraftwerke sind ein ideales Objekt für die Finanzierung durch die Weltbank, die dann beiläufig auch das Projekt als solches studiert, einschließlich des Bauprogrammes (mit einem als PERT bezeichneten System), und dabei ihre große Erfahrung beiträgt, dann auch bei der Durchführung der Arbeiten mit Rat und Kontrollen mitwirkt. All dies sorgt für eine termingemäße Vollendung der Werke und auch für niedrige Kosten. In diesem Schema wäre Argentinien nicht so bedingungslos auf den chinesischen Kredit angewiesen und hätte die Möglichkeit gehabt, die Interessen lokaler Lieferanten zu berücksichtigen. Allerdings besteht bei einer Mitwirkung der Weltbank die Gefahr, dass diese von vorne herein darauf hinweist, dass diese Wasserkraftwerke sehr unwirtschaftlich sind, und es vernünftiger wäre, andere alternative Projekte dieser Art in Angriff zu nehmen, die einen viel niedrigeren Preis pro Kilowattstunde (in einigen Fällen die Hälfte!) ergeben. Im Grunde trägt somit der China-Kredit dazu bei, diese Kraftwerke zu bauen, die die argentinische Wirtschaft stark belasten werden, einmal für das Objekt selbst, das nur zum Teil mit dem chinesischen Kredit finanziert wird, dann wegen der Subventionen für den Strom, dessen Kosten weit über dem allgemein geltenden Tarif liegen, und schließlich, um die Amortisation des China-Kredites zu zahlen, die der Erlös aus dem Verkauf des Stromes nur zum geringsten Teil deckt. Schließlich sei noch bemerkt, dass die Staudämme der beiden Werke eine große Fläche Land überschwemmen, das Lázaro Báez zu Schleuderpreisen gekauft hat, und dabei entschädigt werden muss. Es ist ein weiteres krummes Geschäft für die Kirchner-Kasse. Der chinesische Kredit macht somit eine phänomenale Fehlentscheidung der Regierung möglich. 

			Auch bei den Eisenbahnen ist einiges zu beanstanden. Dass Waggons geliefert wurden, ist im Prinzip in Ordnung, auch wenn keine Studie bestätigt, dass der Preis angemessen und die Technologie gut ist. Das System der Vororteisenbahne und U-Bahnen bedurfte dringend neuer Waggons und Ersatz defekter Schienen, um einen ordentlichen Dienst zu bieten, und China hat kurzfristig geliefert. Auf alle Fälle konkurrieren diese Lieferungen nicht mit lokaler Industrie. Aber Schienen und Eisenbahnschwellen, die auch aus China geliefert wurden, hätten durchaus im Land erzeugt werden können. Ebenfalls hätte dabei vereinbart werden können, dass die lokalen Eisenbahnwerkstätten bei der Instandhaltung und Reparatur mitwirken. Auch in diesem Fall hat der Kredit den Chinesen eine so starke Verhandlungsposition verliehen, dass die Industriepolitik bei Seite gelassen wurde.

			Bezüglich Eisenbahnen wurden auch Investitionen für den Frachtverkehr ins Landesinnere erwähnt. Vor Jahren sollte China bei der Erneuerung der Belgrano Bahn (Buenos Aires bis Jujuy und dem Nordosten) mitwirken, die für die Wirtschaft des argentinischen Nordens besonders wichtig ist. Damals versandete das Projekt, bei dem ein Kredit von u$s 20 Mrd. genannt worden war. Wird es jetzt wieder aufgefrischt? In diesem Fall müssen die Schienen fast vollständig erneuert werden, auch neue Lokomotiven und Waggons an Stelle der bestehenden eingesetzt werden, die überaltert sind und sich in sehr schlechtem Zustand befinden. 

			Beim Swapabkommen besteht unterschwellig auch eine Bevorzugung chinesischer Lieferungen gegenüber lokaler Produktion oder solchen von Drittländern. Zahlungen für Importe aus Drittländern werden von der ZB gebremst, wenn Devisen fehlen, während diejenigen aus China, die im Rahmen dieses Abkommens gegenseitiger Kredite verrechnet werden, sofort erfolgen, weil die Devisen vorhanden sind. 

			Die Abkommen sehen noch weitere Kredite vor, besonders für gleich zwei Atomkraftwerke. Es fällt auf, dass von zwei die Rede ist, wo man doch zunächst prüfen sollte, wie das erste gelaufen ist. Bei einer so delikaten Angelegenheit wie Kernkraftwerke sollten auf alle Fälle alternative Möglichkeiten studiert werden. Es geht hier nicht nur um Preise, sondern auch um Technologie und Sicherheit. Die Entscheidung zu Gunsten von China, die jetzt getroffen wurde, ist schlicht unverantwortlich.

			In lokalen Unternehmerkreisen ist eine heftige Diskussion über die Abkommen mit China entbrannt, die sich besonders auf den Spitzenverband der Industrie, die „Unión Industrial Argentina“ konzentriert. Aber auch beim Verband der Lebensmittelindustrie Copal wurden Bedenken geäußert. Hingegen ist der Verband der Metallindustrie Adimra nicht so kritisch, weil angeblich lokale Unternehmen bei bestimmten Projekten doch mitmachen. 

			China hat eine sehr klare Politik der Förderung der eigenen Industrie, indem es vorwiegend Rohstoffe importiert und bei industriellen Produkten, einschließlich verarbeiteter Rohstoffe, Hindernisse schafft. Argentinien könnte z.B. viel mehr Sojaöl und –mehl liefern, statt nur Sojabohne. Die lokalen Ölfabriken sind nicht entfernt voll ausgelastet. Aber auch sonst könnte Argentinien mehr Industrieprodukte liefern. Doch jetzt wendet die chinesische Regierung das gleiche Prinzip bei den Exporten nach Argentinien an, indem dabei Industrieprodukte gefördert werden, mit Ausschluss der lokalen argentinischen Produktion. Der Fall der Pescarmona-Turbinen ist dabei emblematisch.

			Die Abkommen müssen noch vom Parlament bestätigt werden. Es bleibt zu hoffen, dass sie vorher ganz veröffentlicht werden, nachdem sie vorläufig nur in großen Zügen bekannt sind. In den Details steht oft mehr als man annimmt. Für den 25. Februar ist zu diesem Zweck die Deputiertenkammer einberufen worden. Bis dahin dürften die Denkschriften der Industrieverbände vorliegen und voraussichtlich auch kritische Stellungnahmen von Fachwirtschaftlern und der politischen Opposition bekannt werden. Ob eine stark geschwächte Regierung, die in einigen Monaten ohnehin abtritt, ihren Willen jetzt so leicht durchsetzen kann, wie bisher, sei dahingestellt. Hier sei daran erinnert, dass Perón 1955 das Abkommen mit einer Tochtergesellschaft der Standard Oil, die California Argentina, über eine Erdölkonzession in Santa Cruz, auch nicht durchsetzen konnte. Und CFK ist gewiss nicht Perón.

		

	
		
			Wirtschaftsübersicht
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			Die Korruption als Bestandteil des „Modells“

			Es ist keine Neuigkeit, dass die Korruption unter den Kirchners ein gigantisches Ausmaß angenommen hat, wie nie zuvor. Das Argument von Regierungsfreunden und anderen, darunter auch vielen Mitgliedern der bürgerlichen Gesellschaft, die sich durch ihre Oberflächlichkeit kennzeichnet, dass es immer Korruption gegeben habe, ist eine schlichte Ausrede, die an der Tatsache vorbeigeht, dass der Umfang der gegenwärtigen Korruption einen qualitativen Sprung darstellt, den auch eine Gesellschaft wie die argentinische nicht duldet, die gegenüber Korruption allgemein sehr tolerant ist. Es ist einfach zu viel.

			Diese Megakorruption beginnt mit der Präsidentin Cristina Kirchner selbst, und vorher mit ihrem Gatten. Sie haben als Regierende ein immenses Vermögen gesammelt, nachdem sie vor ihrem Eintritt in Regierungsämter arm waren. Néstor Kirchner hat erst 1987 als Bürgermeister von Río Gallegos, der Hauptstadt der Provinz Santa Cruz, ein öffentliches Amt besetzt. Danach war er ab 1991 Gouverneur der Provinz und 2003 Präsident, und dabei nahm sein Vermögen immer weiter zu, mit unglaubhaften Begründungen, die in seinen Vermögenserklärungen enthalten sind, die keiner seriösen Prüfung standhalten. Besonders einer vom Steueramt nicht. Auch das, was NK in den 80er Jahren bei Prozessen gegen zahlungsunfähige Schuldner von Hypotheken verdiente, die er zwang, ihre Wohnungen zu räumen (was meistens mit einer menschlichen Tragödie verbunden war) reichte bestenfalls für den Lebensunterhalt seiner Familie aus. 

			Gelegentlich dürfte der Fall mit den von YPF geschuldeten und anlässlich der Privatisierung im Jahr 1993 gezahlten rückständigen Erdölgebühren von u$s 654 Mio. geklärt werden, die dank Kauf eines Aktienpaketes von YPF von u$s 250 Mio., zu u$s 19 pro Aktie, die später an Repsol zu u$s 44 verkauft wurden, auf über eine Milliarde Dollar stiegen, die spurlos verschwunden sind, zweifellos in der Tasche von Néstor Kirchner. Ebenfalls dürfte formell nachgewiesen werden, dass Lázaro Báez ein Strohmann der Kirchners ist, und dass die Zuteilung des größten Teils der öffentlichen Bauten in Santa Cruz an ihn, zu überhöhten Preisen, direkt CFK betrifft. Die Justiz schreitet in dieser Sache in letzter Zeit energisch voran; nach dem Regierungswechsel im Dezember dürfte es dann für CFK schlimm werden.

			Das Beispiel der Regierenden hat Schule gemacht. Planungsminister Julio de Vido, der Vorsitzende des Heeres, César Milani, Sicherheitssekretär Sergio Berni, und viele andere hohe Regierungsmitglieder haben sich teure Wohnungen zugelegt, die sie nicht rechtfertigen können. Wenn das Beispiel von oben kommt, dann wird die unrechtmäßige Bereicherung als stillschweigende Regel aufgefasst, so dass man sich nicht wundern soll, dass viele hohe und nicht so hohe Beamte ihre Möglichkeiten in diesem Sinn ausschöpfen. Wenn man die leitenden Beamten, und auch andere, die weniger bekannt sind, unter die Lupe nimmt, tauchen überall Vermögenszunahmen auf, die keine Erklärung haben. Vizepräsident Amado Boudou ist gewiss keine Ausnahme, wobei in seinem Fall klar ist, dass das Geld aus krummen Geschäften stammt, an erster Stelle des als Zahlung für eine angebliche Beratung verkleidete Schmiergeld von umgerechnet u$s 2 Mio. für die Umschuldung der Schuld der Provinz Formosa an den Nationalstaat, die er vor Jahren als Wirtschaftsminister verfügt hat. Mehr als ein Mitglied der Regierungsstruktur dürfte sich Sorgen machen, dass eine neue Regierung, die u.a. mit einem ethischen Mandat an die Macht kommt, das Lilita Carrió wie kein anderer Politiker symbolisiert, eine Untersuchung über ihr Vermögen einleitet.

			Doch die Korruption geht weit über dies hinaus. Sie ist bei einem Interventionismus, wie er gegenwärtig praktiziert wird, unvermeidlich. Der gut informierte Journalist Marcelo Bonelli weist in der Zeitung Clarín (6.2.15) darauf hin, dass im Spitzenverband der Industrie, der „Unión Industrial Argentina“, eine Denkschrift bekannt wurde, in der darauf hingewiesen wird, dass kleine und mittlere Importeure, die insgesamt im Jahr Waren für ca. u$s 10 Mrd. einführen, ein Schmiergeld von 7% zahlen, um die Importgenehmigungen zu erhalten. Das wären immerhin u$s 700 Mio., was gewiss keine Kleinigkeit ist. Die Beamten, die für die Abfertigung der eidesstattlichen Erklärungen über Importgesuche verantwortlich sind, die sogenannten DJAI („declaración jurada anticipada de importación“) können die Genehmigung willkürlich auf unbestimmte Zeit verzögern, was für die Importeure einen hohen Schaden mit sich bringt, so dass viele bereit sind, zu zahlen, um dies zu vermeiden. Beiläufig führt dies dann dazu, dass die Dringlichkeit und Priorität der einzelnen Importe, die zum Wesen des Systems gehören, bei Seite gelassen werden.

			Das Zollamt ist traditionell sehr korrupt. Die Tatsache, dass jetzt als direkte Folge der Devisenbewirtschaftung, die auch ein wesentlicher Bestandteil des „Modells“ ist, ein Schwarzkurs besteht, der weit über dem offiziellen liegt, macht Unterfakturierungen bei Exporten und Überfakturierungen bei Importen oft sehr interessant. Ohnehin ist es schwierig, die Echtheit von Preisen festzustellen, nachdem diese bei vielen Produkten stark schwanken und bei anderen je nach Qualität oder besonderen Merkmalen des Produktes, dann auch wegen Marken, sehr unterschiedlich sind, wobei es auch billigere Preise wegen Ausverkäufen und Dumpingmanövern gibt. Die privaten Kontrollfirmen, die von 1997 bis 2001 für die Prüfung vom Importen bei kritischen Zollpositionen verpflichtet wurden, hatten gewiss keine einfache Arbeit, und haben viele Betrugsmanöver aufgedeckt, die das Zollamt dann zum Teil wieder zugedeckt hat. Das Zollamt ist bei diesen Kontrollen überfordert, wobei andererseits ein Kontrollbeamter, der gelegentlich ein Auge zudrückt, kaum entdeckt werden kann. Die Schmiergelder dürften hier ohne weiteres jährlich eine Milliarde Dollar erreichen.

			In den 90er Jahren wurden private Firmen auch für die Kontrolle der Preise bei Staatskäufen eingesetzt. Sie haben viele Überpreise aufgedeckt, in einigen Fällen auch Käufe, die sachlich falsch waren. All diese Kontrollen wurden schon unter der Regierung von De la Rúa abgeschafft. Die Korrupten hatten wieder gesiegt und sich diese lästigen Kontrolleure vom Hals geschafft. Was Überpreise betrifft, so ist es auch hier unter den Kirchners schlimmer geworden, was auch mit der gestiegenen Inflation zusammenhängt, die die Feststellung der Richtigkeit eines Preises erschwert.

			Die Devisenbewirtschaftung schafft allerlei interessante Gewinnmöglichkeiten. Für die Zulassung bestimmter Überweisungen, wie Gewinne, Gebühren für Lizenzen, Honorare u.a., die die ZB normalerweise nicht erlaubt oder auf alle Fälle hinausschiebt, sind diejenigen, die es betrifft, bestimmt bereit etwas zu zahlen. Kann man bei dieser allgemeinen Korruption sicher sein, dass in der ZB, die eine lange Tradition der Korrektheit hat, auch jetzt alles ordentlich verläuft? Gelegentlich hängt die Beschleunigung einer Überweisungsgenehmigung von einem untergeordneten Beamten ab, den niemand kontrolliert. Bei freiem Devisenhandel, wie er in der zivilisierten Welt üblich ist, verschwinden all diese Möglichkeiten, krumme Geschäfte zu machen.

			Bei öffentlichen Ausschreibungen für Staatsinvestitionen pflegt es auch Korruption zu geben, sei es dass Schmiergelder gefordert werden, oder die Zuteilung an befreundete Unternehmen erfolgt, wobei andere mit fadenscheinigen Begründungen ausgeschlossen werden. Der „Freundeskapitalismus“ der Kirchners ist ein markanter Ausdruck einer korrupten Regierung. Nicht nur Lázaro Báez wurde dabei begünstigt. Unter anderen erhielt auch Gerardo Ferreyra, von Electroingeniería, viele Aufträge für öffentliche Bauten. Er war in seiner Jugend als Mitglied der Untergrundorganisation ERP mit Präsidialsekretär Carlos Zannini befreundet, der damals bei dieser Gruppe beratend wirkte.

			Um Unregelmäßigkeiten bei Ausschreibungen zu vermeiden oder zumindest auf ein zivilisiertes Ausmaß zu verringern, müssen zunächst die Lastenhefte der Ausschreibung geprüft werden, wenn möglich durch private Consulting-Firmen. Und dann muss es ein öffentliches Verfahren bei der Zuteilung geben. Direkte Vergaben, wie sie jetzt im Rahmen der Verträge mit China in vielen Fällen vorgesehen sind, sollten vermieden werden, weil sie unvermeidlich mit Überpreisen und Korruption verbunden sind. Auf alle Fälle sollte Dritten die Möglichkeit gegeben werden, eine bestimmte Offerte, die direkt zugeteilt werden soll, zu überbieten.

			Um die Korruption effektiv zu bekämpfen, genügt es nicht mit der Bemühung um Prozesse gegen korrupte Beamte, und auch nicht zusätzliche direkte Kontrollen, wie sie stets gefordert werden. Es handelt sich grundsätzlich darum, keine Korruptionsmöglichkeiten zu schaffen. Das bedeutet, dass man zu einer echten Marktwirtschaft zurückkehren muss, bei der die Regierung nicht in Einzelfälle eingreift, sondern nur allgemeine Bedingungen festsetzt. Ein Dirigismus, der so sehr in Einzelheiten geht, wie der des Kirchner-Modells, schafft viele Korruptionsmöglichkeiten, die dann unvermeidlich genutzt werden. Wenn hingegen alles automatisch geht, entfallen diese Möglichkeiten. Über diesen Punkt sind sich die meisten Politiker nicht im Klaren, was u.a. darin zum Ausdruck kommt, dass sie strengere Kontrollen fordern, die im Wesen neue Korruptionsmöglichkeiten schaffen. Der Antiliberalismus und die Betonung der politischen Staatsentscheidungen als Kern der Wirtschaftspolitik, die CFK in ihren Reden ständig betont, sind im Grunde auch eine Zusage zur Korruption.

			Die Kirchner-Korruption zeichnet sich noch durch ein besonders Merkmal aus, das sie besonderes schädlich macht: die große Verteilung von öffentlichen Geldern, um Stimmen zu gewinnen. Millionen Menschen erhalten direkte Subventionen in Form von Sozialplänen, wobei dabei Politiker der Regierungspartei (die auf spanisch „punteros“ benannt werden), die sich um die Verteilung dieser Subventionen kümmern, einen Anteil für sich behalten. Gewiss hat Politik immer mit Geld zu tun. Wahlkampagnen sind kostspielig und müssen finanziert werden. Aber der Einsatz öffentlicher Mittel für die Regierungspartei in so großem Umfang wie jetzt, alles unter einem sozialen Vorwand, hat einen direkten Einfluss auf die Wahlen und zerstört die Demokratie. Dieser Teil der Sozialpolitik der Kirchners muss gründlich durchkämmt werden. Ebenfalls ist der Populismus, der in überhöhten Subventionen bei öffentlichen Diensten zum Ausdruck kommt, auch eine korrupte Form des Stimmenkaufs. Doch über all dies schweigen die Oppositionspolitiker, obwohl die Stimmen der Begünstigten zweifellos an die Regierungspartei gehen.

		

	